
Protokoll 
über die 29. Sitzung des Ausschusses für Personal und Verwaltung 
der Bezirksverordnetenversammlung Steglitz-Zehlendorf von Berlin 

 
am Donnerstag, dem 12. Januar 2006 

 
 
Beginn: 16:35 Uhr Ende: 18:10 Uhr 
 
 
Anwesende: siehe Anwesenheitsliste   
 
 
TOP 1 Protokoll   
 
Protokolle liegen keine vor. 
 
 
TOP 2 Bericht aus dem Berichtsamt   
 
Herr Schadeck berichtet, dass Ende des letzten Jahres noch zwei Frühdefibrillationsgeräte 
angeschafft werden konnten, eines für den Einsatz im BHH und das zweite für das Rathaus 
Zehlendorf. Die Ersthelfer und die Pförtner werden in den nächsten Wochen noch beschult 
und mit dem Umgang des Gerätes vertraut gemacht. Im Mitteilungsblatt wird dann veröf-
fentlicht, ab wann die Geräte eingesetzt werden können. 
 
Zum Thema PIN AG berichtet er, dass es im vergangenen Jahr erhebliche Probleme gab. 
Im Sommer letzten Jahres gab es Gespräche mit dem Landesverwaltungsamt und der PIN 
AG, wo die Probleme dargelegt wurden, und die PIN AG versprach, diese Probleme zu be-
seitigen. Im Dezember wurden dann noch mal Testbriefe versandt. Das Ergebnis hat sich 
zum Testbriefversand im Februar von 83 % auf 88 % verbessert. Innerhalb von ein bis zwei 
Tagen konnten die Testbriefe zugestellt werden.  
 
Zum alten BVV-Saal im Rathaus Zehlendorf teilt er mit, dass es im letzten Jahr einen Was-
sereinbruch gegeben hat. Bei der Öffnung des Parketts wurde festgestellt, dass sich 
Schwamm gebildet hat. Die Bauabteilung erstellt ein Gutachten und prüft, welche Arbeiten 
erforderlich sind, um den Saal zu sanieren. Der Saal steht vorläufig nicht zur Verfügung. 
Nach der Sanierung soll er zu einem Konferenzsaal modernisiert werden. Die Ausstattung 
beinhaltet dann eine Konferenzanlage mit Mikrofonen,  Lautsprechern, PC-Anschlüssen 
und einer Leinwand. 
 
Zum VGG berichtet Herr Schadeck, dass es ein viertes Gesetz zur Reform der Berliner 
Verwaltung gibt. Zu den zwei wesentlichen Änderungen gehören die Umbenennung der 
LuV’s in Ämter und die Aufhebung der Befristung von Amtsleitungen auf fünf Jahre, d.h. es 
bleibt bei einer Erprobungsphase von zwei Jahren und danach sind es Aufgabengebiete, 
die diesen Personen auf Dauer übertragen werden. Es gibt noch weitere Änderungen. 
 
 
 
 



 
Zum Sachstand Kreisel berichtet BzBm Weber: Es gäbe noch keine Umzugsplanung für die 
Mitarbeiter aus dem BHH. Es gibt den Entwurf einer Senatsvorlage, die im Mitzeichungsver-
fahren ist. Anfang Februar 2006 soll dem Parlament eine Beschlussempfehlung unterbreitet 
werden. Die Senatsvorstellung hat zum Inhalt, dass die Bezirksverwaltung dauerhaft de-
zentral untergebracht werden soll. Es würden mehrere bewertete Varianten aufgezeigt, 
damit das Parlament die Möglichkeit einer Risikoabschätzung für die Varianten herbeiführen 
kann. Es gab im Vorfeld dieses Entwurfs ein Gespräch mit Becker & Kries als Miteigentü-
mer. Becker & Kries teilte mit, den Rechtsweg zu bestreiten, da sie das Land Berlin als Ver-
tragspartner in der Sanierungs- und Betriebspflicht sehen. Es gibt eine Wirtschaftlichkeits-
berechnung, die besagt, das dezentrale Unterbringungsmöglichkeiten gegeben und wirt-
schaftlicher sind. Die Position des Bezirksamtes besteht unverändert fort, d.h.: das Be-
zirksamt tritt ein für eine dezentrale Unterbringung als Interimslösung bis die Sanierung des 
Steglitzer Kreisels und die bauliche Neukonzeption vollzogen worden ist, da ein zentraler 
Standort der Verwaltung für eine bürgerorientierte Behörde notwendig und vorzuziehen ist. 
Die Senatsvorlage wird auch in Form einer Vorlage zur Kenntnisnahme der BVV unterbrei-
tet werden. BzBm Weber weist noch mal darauf hin, dass es eine außerplanmäßige Finan-
zierung geben muss, da im Haushaltsplan keine Vorkehrungen getroffen wurden. Das be-
trifft die Umzugs-, Herrichtungs- und den Kosten, die mit dem Kreisel in Verbindung stehen. 
Auf die beigefügte Anlage wird verwiesen.  
 
 
TOP 3 Anträge 
 
TOP 3.1 Siebentes Gesetz zur Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes 
        Drucksache Nr. 1697/II – BV Wagner 
  
BzBm Weber erklärt, dass er die Entscheidung des Senatsverwaltung für Inneres, die Ende 
Januar 2006 vorliegen soll, noch abwarten möchte. Die Abstimmung des Antrags wird nach 
längerer Diskussion auf die nächste Sitzung im Februar vertagt. 
 
 
TOP 3.2  Prioritätensetzung bei der Unterbringung der Verwaltung bei der Räumung 
 des BHH Steglitz 
 Drucksache Nr. 1763/ II (neu) Fraktionen Grüne und FDP 
 
Die FDP-Fraktion bittet darum, von den jeweiligen Fachabteilungen prüfen zu lassen, ob  
Räumlichkeiten im Rathaus Steglitz für ihre publikumsintensiven Bereiche in Frage kommen 
oder nicht. Die CDU-Fraktion bittet um weitere Informationen, die die Anzahl und Größe der 
Räume betreffen. Diese Informationen werden zur Februar-Sitzung versprochen. 
 
Die SPD-Fraktion schlägt einen Ausschussantrag vor, der wie folgt formuliert wird: 
„Das Bezirksamt wird ersucht, dass im alten Steglitzer Rathaus der alte BVV-Saal mit den 
angrenzenden Räumen für Sitzungen oder öffentliche Veranstaltungen weiterhin zur Verfü-
gung steht.“  
Dieser Ausschussantrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
 
 
 



TOP 3.3 Städtepartnerschaften an neue Gegebenheiten anpassen 
 Drucksache Nr. 1658/II – Fraktionen FDP und GRÜNE 
 
Es liegt ein Änderungsantrag der SPD vor. 
 
„Das Bezirksamt wird ersucht, künftige Einladungen von Delegationen der Steglitz-
Zehlendorfer Partnerstädte dahingehend auszurichten, dass mehrere Delegationen gleich-
zeitig zu Besuch im Bezirk sind, soweit dies organisatorisch leistbar ist. Die Besuchspro-
gramme sollten den kommunalpolitischen Austausch fördern und besonders Steglitz-
Zehlendorfer Sehenswürdigkeiten und Einrichtungen berücksichtigen.“ 
 
BzBm Weber gibt zu Bedenken, dass beim Besuch von mehreren Delegationen, die Mit-
glieder der Delegationen sich auch untereinander verständigen können müssten und dass 
es dabei teilweise zu Simultanübersetzungen kommen würde, welche sehr teuer und auf-
wendig sind. Es können nicht immer Englischkenntnisse bei den jeweiligen Delegationen 
vorausgesetzt werden. Es ist ein beachtlicher finanzieller Aufwand und dieser könnte das 
gewünschte Ziel möglicherweise in Frage stellen. Es könnte organisatorisch leistbar sein, 
aber nicht sinnvoll. Im übrigen verweist er auf seine Ausführungen in der Sitzung vom No-
vember 2005. 
 
Der Antrag in geänderter Form wird mit 11 Ja-Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. 
 
TOP 4 Verschiedenes 
 
BD Köhne verabschiedet sich. 
 
 
 
Berlin Steglitz-Zehlendorf, den 25. Januar 2006 
 
 
Vorsitzende:  BV Grimpe-Christen 
Schriftführer: BV Kölsch 
Protokoll:       Hildebrandt 
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